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...oder sie ist keine wirkliche 
Friedensbewegung

Eine Zusammenarbeit mit zentralen Akteuren 
der Montagsmahnwachen schadet der 
Friedensbewegung 

Seit einiger Zeit wird in der Friedensbewegung heftig dis-
kutiert, ob eine (teilweise) Kooperation mit den sogenannten 
Mahnwachen für den Frieden sinnvoll sei oder nicht. Dies 
führt in vielen Organisation der Friedensbewegung und in der 
politischen Linken zu teilweise heftigen politischen - aber auch 
persönlichen - Verwerfungen.

„G 7 mach´ Frieden“, das war die Losung, unter der die Mon-
tagsmahnwachen gegen den Gipfel der G7-Außenminister am 
14. April in Lübeck mobilisierten bzw. mobilisieren wollten. 
Diether Dehm, Pedram Shayar und Prinz Chaos II. hatten zuvor 
trotz anfänglicher Ankündigung als Redner wieder abgesagt. 
Angekündigt waren zudem noch die Band „Die Bandbreite“, 
die Rapper „Kilez More“ und „Denzko“, Redner*innen waren 
wohl noch Jen-ny Friedheim, „Henning & Yves aus HRO“, 
Andreas Grünwald und Bernd Senf. Schlussendlich kamen 
dann ca. 50 Leute, die u.a. Christoph Hörstel als einem der 
noch verbliebenen Redner zuhörten.

Zeitgleich fand in Lübeck die Demonstration des Bündnisses 
„Stop G 7“ statt, an der ca. 3 000 Menschen aus allen mögli-
chen linken Spektren teilgenommen haben; darunter auch ver-
schiedene Friedensgruppen und, wenn auch schwach vertreten, 
die DFG-VK – mindestens war eine Fahne auf der Demo zu 
sehen.  Es war eine schöne, bunte und große Demonstration 
gegen das Außenministertreffen der G7-Staaten. Ein großer 
Erfolg! 

Auf der Kundgebung habe ich u.a. die Verantwortlichkeit der 
G7 für Kriegspolitik und Rüstungsexporte weltweit kritisiert. 
Der Themenbereich „Krieg durch die G7-Staaten“ war überall 
präsent, es war eines der Hauptthemen – immer wieder wurde 
gesagt, das sei auch eine große Antikriegsdemonstration.  Im 
Vorfeld gab es eine von nicht wenigen Presseorganen lancierte 
Debatte zu drohender Gewalt von Demonstrant*inn*en. Dies 
sollte wohl ablenken von der sehr berechtigten Kritik daran, 
dass sich hier sieben Staatenvertreter völlig illegitim heraus-
nehmen, für die ganze Menschheit Entscheidungen zu treffen. 
Dieser „Sicherheitswahn“, die Belagerung und das Lahmlegen 
von Lübeck für sieben Außenminister sind nur noch peinlich 
(Kerry war nur 3 Stunden anwesend!). Wirklich gewalttätig ist, 
wie wir wissen, die Politik der G7-Staaten! 

Lübeck war auch ein guter Auftakt für die Proteste gegen den 
eigentlichen G7-Gipfel in Elmau bei Garmisch-Partenkirchen 
Anfang Juni. Die G7-Proteste und ihr Verlauf sind ein weiterer 
sehr augenfälliger Hinweis darauf, warum sich die Friedens-
bewegung – wie es jetzt in Schleswig-Holstein der Fall war 
– darauf konzentrieren sollte, in linken Bündnissen mitzuarbei-
ten. Eine Zusammenarbeit mit Montagsmahnwachen ist nicht 
zielführend. Hätte die Friedensbewegung in Lübeck mit den 

Montagsmahnwachen zusam-
mengearbeitet und gemeinsam 
mit ihnen demonstriert, dann 
hätte man sich in einem klei-
nen Häuflein verloren, dessen 
inhaltliche Aussagen zudem 
unbestimmt und zum Teil (sehr) 
krude waren. 

Warum sind „Lübeck“ und der 
dortige Protest des „Stop G 7“-Bündnisses auch für die Frie-
densbewegung und für die Relevanz der Montagsmahnwachen 
beispielhaft? Dazu muss man wissen, dass es im Vorfeld von 
Menschen aus der bundesweiten Friedensbewegung Versuche 
gab, „miteinander zu reden“ und zu „vermitteln“ und „auf 
einen gemeinsamen Nenner zu kommen“. Ehrlich gesagt: Da 
gab es nichts „miteinander zu reden“ und „zu vermitteln“. Hier 
trafen sich zwei verschiedene politische Spektren, die inhalt-
lich (weit) auseinander waren und sind, da war kein „gemein-
samer Nenner“. 

Nun könnte eingewandt werden, dass es woanders erstens 
mehr Menschen bei den Montagsmahnwachen seien und zwei-
tens man sich ja in Fragen des Friedens einig sei. Ja, es kann 
sein, dass es anderswo mehr Menschen sind oder waren bei 
Montagsmahnwachen. Die Frage ist: Sind diese Menschen für 
die politische Arbeit in der Friedensbewegung zu gewinnen? 
Ich meine, dass da durchaus einige darunter sind oder waren, 
die auch in der Friedensbewegung mitmachen könnten. Nur, 
und da sind wir mitten bei einem der entscheidenden Streit-
punkte: Bestimmte Personen schließen sich – aus inhaltlichen 
Gründen – aus. Wir müssen inhaltliche Kriterien anlegen, mit 
wem wir zusammenarbeiten und mit wem nicht. 

Von Jutta Ditfurth, so genannten „Antideutschen“, einigen 
Die-Linke-Funktionären u.a. werden nun die Montagsmahnwa-
chen an sich, die Idee und Aktionen des „Friedenswinters“ und 
damit die gesamte Friedensbewegung als „nach rechts offen“ 
oder antisemitisch oder verschwörungstheoretisch denunziert. 
Dazu kommt: Der Friedensbewegung, die sich eigentlich drin-
gend um Proteste gegen die Eskalationspolitik der Nato in der 
Ukraine und andere Konflikte und Themen kümmern müsste, 
wird von einem Gutteil der Mainstream-Medien vorgeworfen, 
sie wäre, aufgrund der Zusammenarbeit, die insbesondere in 
Berlin oder Hamburg mit den Montagsmahnwachen praktiziert 
wird, nach rechts offen. Damit werden die Inhalte der Frie-
densbewegung in nicht wenigen dieser Mainstream-Medien 
als an sich nicht ernst zu nehmen charakterisiert. 

Offensichtlich haben die Angriffe von Jutta Ditfurth und Co. 
nicht das Ziel, eine starke wirksame Friedensbewegung zu 
erreichen, die eben nicht mit Gruppen und Menschen zusam-
menarbeitet, die nach rechts offen sind. Die Intention ist eher, 
dass es gar nicht mehr zu wirksamen Aktivitäten der Friedens-
bewegung kommt, also eine Denunziation friedenspolitischer 
Arbeit an sich. Für einen Gutteil der Mainstream-Journalisten 
gilt das Gleiche. Ihr Interesse ist es nicht, von einer star-
ken Friedensbewegung zu berichten, die sich klar gegen die 
Kriegspolitik der deutschen Bundesregierung richtet. 

Ich plädiere – trotz oder gerade wegen dieser medialen Situa-
tion und der Angriffe aus dem Bereich der „Antideutschen“ 
– dafür, sich ganz nüchtern die Positionen und politischen 
Verhaltensweisen zentraler Akteure der Montagsmahnwachen 
anzuschauen. Entscheidend sind die tatsächlichen Inhalte, die 
vertreten werden. Wenn jemand wie Ken Jebsen Monty Schä-
del als Feind bezeichnet, wenn er in seinen online abrufba-
ren Seiten bis heute mit eindeutig rechten Akteure wie Udo 

Die Friedensbewegung kann 
nur links sein ...
von Tobias Pflüger
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Ulfkotte und früher auch Jürgen Elsässer symphatisierende 
Interviews führt, dann ist er für mich keiner, mit dem ich 
zusammenarbeiten will. Auch die Einladungspraxis von Refe-
renten durch Lars Mährholz bei den noch existierenden Aktio-
nen der Montagsmahnwachen ist tatsächlich nach rechts offen. 
Nur öffentlich zu erklären (oder über sich erklären zu lassen), 
man sei ja antifaschistisch, genügt hier nicht. Die konkrete 
politische Praxis zählt. 

Wenn der Glaube da ist, man müsse als Friedensbewegung 
mit Montagsmahnwachen zusammenarbeiten, weil dann mehr 
Leute kämen, ist auch das ein Trugschluss. Es kommen andere, 
aber nicht wenige bleiben dann weg, wenn mit Montagsmahn-
wachen zusammengearbeitet wird. 

Das Beispiel Lübeck zeigt, dass die Friedensbewe-
gung in linken Bündnissen wirksam sein kann und muss. 
Die Demonstration in Lübeck war auch eine klare Anti-  
kriegsmanifestation. Die Proteste gegen die Münchner Sicher-
heitskonferenz in München sind in weiteres Beispiel dafür, dass 
mit klaren (linken!) Inhalten auch relevante Massen mobilisiert 
werden können für Antikriegsproteste. Eine Zusammenarbeit 
mit zentralen Akteuren der Montagsmahnwachen schadet der 
Friedensbewegung, sie diskreditiert die Friedensbewegung, 
macht sie angreifbar. 

Die Friedensbewegung ist natürlich links, da sie sich vor 
allem gegen die Kriegsvorbereitungs- und Kriegspolitik der 
Herrschenden richtet oder richten sollte. Dabei muss klar 
sein, dass wir uns hierzulande vor allem mit der Kriegsvor-
bereitungs- und Kriegspolitik der Bundesregierung ausein-
andersetzen müssen. Links hat etwas mit Emanzipation, mit 
Opposition, mit Widerstand, mit Protest, mit Bewegung, mit 
konkreter Solidarität für „angegriffene Menschen“, mit kon-
kreter Solidarität für Flüchtlinge, mit einem Kampf gegen 
rechte oder neonazistische Kräfte, mit einer Vision von einer 
solidarischen Welt, mit demokratischer Kultur, mit einer Kritik 
an der Ausgrenzung von Menschen aus der Gesellschaft, mit 
Kritik an der spezifischen wirtschaftlichen Verfasstheit unserer 
Gesellschaft (Kapitalismus), mit Kritik an der ungleichen sozi-
alen Situwwation der Menschen, mit einer Kritik der Nato, mit 
einer Kritik der Bundeswehr uvam. zu tun. Das alles sind auch 
und gerade Anliegen der Friedensbewegung. Die Friedensbe-
wegung kann also nur links sein oder sie ist keine wirkliche 
Friedensbewegung. Lasst uns viele Proteste wie in Lübeck und 
in München schaffen. Es ist dringend nötig! 

Die Personalpolitik des ukrainischen 
Präsidenten Petro Poroschenko wird 
immer „interessanter“. Zuerst feuerte er 
im März 2015 den Gebietsgouverneur 
von Dnipropetrowsk, Igor Kolomoiski, 
nachdem es mit ihm zu heftigen Konflik-
ten gekommen war (siehe IMI-Aktuell 
2015/164). Danach scharte er Mitte Mai 
eine illustre Runde an pro-westlichen 
Beratern um sich (siehe IMI-Aktuell 
2015/238). Neben Hardlinern wie dem 
US-Senator John McCain oder dem Vor-
sitzenden des Auswärtigen Ausschusses 
des Europäischen Parlamentes, Elmar 
Brok, befindet sich unter ihnen auch 
der ehemalige georgische Präsident 
Michail Saakaschwili, der 2003 durch 
eine vom Westen unterstützte „farbige 
Revolution“ an die Macht gekommen 
war. Unter seiner Ägide kam es wieder-
holt zu brutalen Niederschlagungen von 
Protesten, u.a. 2007, als er den Notstand 
ausrufen ließ. Außerdem ist er auch für 
den Angriff auf Süd-Ossetien 2008 ver-
antwortlich (den er allerdings wohl ohne 
westliche Plazet nie begonnen hätte), der 
anschließend zu einem Krieg mit Rus-
sland führte. Kurz gesagt: eine pro-west-
lichere und anti-russischere Person hätte 
der ukrainische Präsident Poroschenko 
wohl nur schwer für den neuen Posten 
des Gouverneurs von Odessa finden 
können: „Der ukrainische Präsident 
Petro Poroschenko hat den in Georgien 
mit Haftbefehl gesuchten Ex-Staatschef 
Michail Saakaschwili zum Gebietsgou-

verneur von Odessa ernannt. [...] Poro-
schenko hat mehrere Schlüsselposten 
des krisengeschüttelten Landes mit Poli-
tikern besetzt, die nicht in der Ukraine 
geboren wurden – auch, um Vettern-
wirtschaft zu bekämpfen. Saakaschwili 
erhielt einen ukrainischen Pass.“ (dpa, 
30.5.2015)

Zwar handelt es sich hier nicht um 
die erste Berufung eines Ausländers 
auf einen hohen Posten, wie Ulrich 
Heyden heute auf Telepolis schreibt: 
„Im Dezember 2014 bekamen drei Aus-
länder Ministerposten. Natalia Jaresko 
(aufgewachsen in den USA) wurde 
Finanzministerin, Aivaras Abromavičius 
(Litauen) Wirtschaftsminister und Alex-
ander Kvitashvili (Georgien) Gesund-
heitsminister. Die drei seien geeignet, 
‚unorthodoxe‘, radikale Reformen 
durchzuführen, erklärte der ukrainische 
Präsident damals.“ Doch Saakaschwili 
ist nicht nur Ausländer, sondern seit 
seinem Ausscheiden aus dem Amt im 
Oktober 2013 auch auf der Flucht – ihm 
wird vorgeworfen, 5 Mio. Dollar für 
persönliche Zwecke aus der Staatskasse 
entnommen zu haben.

„Was hat Poroschenko nun veran-
lasst, eine solch windige Figur wie Saa-
kaschwili zum Gouverneur zu ernennen, 
fragen sich Kritiker der Regierung in 
Kiew“, fragt Ulrich Heyden und sieht 
hierauf zwei mögliche Antworten (die 
sich nicht gegenseitig ausschließen): 
„Saakaschwili übernimmt in Odessa ein 

Amt, das bisher Igor Paliza innehatte. 
Paliza ist ein Vertrauensmann des Olig-
archen Igor Kolomoiski. Dieser konnte 
Paliza nach dem Progrom im Gewerk-
schaftshaus von Odessa am 2. Mai 2014 
als neuen Gouverneur durchsetzen. Im 
März 2015 kam es jedoch zwischen 
Poroschenko und Kolomoiski zu einem 
Streit um staatliche ukrainische Ener-
gie-Unternehmen. [...] Möglicherweise 
wird Saakaschwili auch als ‚Enteiser 
von vereisten Konflikten‘ gebraucht. 
Das vermutet zumindest der Chefredak-
teur des oppositionellen Internetportals 
Timer aus Odessa, Juri Tkatschew. Das 
Gebiet Odessa grenzt direkt an die von 
Moldau abtrünnige und von Russland 
unterstützte Region Transnistrien (Prid-
nestrowskaja Moldawskaja Resublika). 
In den letzten zwei Wochen hatten die 
Spannungen zwischen Moldau und Rus-
sland um die international nicht aner-
kannte ‚Transnistrische Moldauische 
Republik‘ zugenommen.“

Jürgen Wagner

Ukraine: Saakaschwili neuer Gouverneur von Odessa

Micheil Saakaschwili 2008, Foto: 
Fimley/Wikipedia

http://www.imi-online.de/2015/03/26/ukraine-oligarchenschisma/
http://www.imi-online.de/2015/05/18/ukraine-anti-russischer-beraterzirkel/
http://www.zeit.de/news/2015-05/30/konflikte-georgiens-ex-praesident-wird-gebietsgouverneur-in-der-ukraine-30185009
http://www.heise.de/tp/artikel/45/45072/1.html

